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URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Sechste Kammer)

vom 8. Mai 2003

in der Rechtssache C-14/02 (Vorabentscheidungsersuchen
des Conseil d’État): ATRAL SA gegen Belgischer Staat (1)

(Freier Warenverkehr — Alarmsysteme und -zentralen —
Auslegung der Artikel 28 EG und 30 EG — Auslegung der
Richtlinien 73/23/EWG, 89/336/EWG und 1999/5/EG —
Zulässigkeit nationaler Bestimmungen, die das Inver-
kehrbringen von Alarmsystemen und -zentralen von einer

vorherigen Genehmigung abhängig machen)

(2003/C 146/20)

(Verfahrenssprache: Französisch)

(Vorläufige Übersetzung; die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes.)

In der Rechtssache C-14/02 betreffend ein dem Gerichtshof
nach Artikel 234 EG vom belgischen Conseil d’État in dem bei
diesem anhängigen Rechtsstreit ATRAL SA gegen Belgischer
Staat vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die
Auslegung der Artikel 28 EG und 30 EG sowie der Richtlinie
73/23/EWG des Rates vom 19. Februar 1973 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend elektri-
sche Betriebsmittel zur Verwendung innerhalb bestimmter
Spannungsgrenzen (ABl. L 77, S. 29) in der durch die Richtlinie
93/68/EWG des Rates vom 22. Juli 1993 zur Änderung der
Richtlinien 87/404/EWG (einfache Druckbehälter), 88/378/
EWG (Sicherheit von Spielzeug), 89/106/EWG (Bauprodukte),
89/336/EWG (elektromagnetische Verträglichkeit), 89/392/
EWG (Maschinen), 89/686/EWG (persönliche Schutzaus-
rüstungen), 90/384/EWG (nichtselbsttätige Waagen), 90/385/
EWG (aktive implantierbare medizinische Geräte), 90/396/
EWG (Gasverbrauchseinrichtungen), 91/263/EWG (Telekom-
munikationsendeinrichtungen), 92/42/EWG (mit flüssigen
oder gasförmigen Brennstoffen beschickte neue Warmwas-
serheizkessel) und 73/23/EWG (elektrische Betriebsmittel zur
Verwendung innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen) (ABl.
L 220, S. 1) geänderten Fassung, der Richtlinie 89/336/
EWG des Rates vom 3. Mai 1989 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die elektromagne-
tische Verträglichkeit (ABl. L 139, S. 19) in der durch die
Richtlinie 93/68 geänderten Fassung und der Richtlinie 1999/
5/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März
1999 über Funkanlagen und Telekommunikationseinrichtun-
gen und die gegenseitige Anerkennung ihrer Konformität (ABl.
L 91, S. 10) hat der Gerichtshof (Sechste Kammer) unter
Mitwirkung des Kammerpräsidenten J.-P. Puissochet sowie der
Richter R. Schintgen und V. Skouris, der Richterin F. Macken
und des Richters J. N. Cunha Rodrigues (Berichterstatter)
— Generalanwalt: L. A. Geelhoed; Kanzler: H. A. Rühl,
Hauptverwaltungsrat — am 8. Mai 2003 ein Urteil mit
folgendem Tenor erlassen:

1. Die Richtlinie 73/23/EWG des Rates vom 19. Februar 1973
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
betreffend elektrische Betriebsmittel zur Verwendung innerhalb
bestimmter Spannungsgrenzen in der durch die Richtlinie 93/
68/EWG des Rates vom 22. Juli 1993 zur Änderung der
Richtlinien 87/404/EWG (einfache Druckbehälter), 88/378/
EWG (Sicherheit von Spielzeug), 89/106/EWG (Bauprodukte),
89/336/EWG (elektromagnetische Verträglichkeit), 89/392/
EWG (Maschinen), 89/686/EWG (persönliche Schu-
tzausrüstungen), 90/384/EWG (nichtselbsttätige Waagen),
90/385/EWG (aktive implantierbare medizinische Geräte),
90/396/EWG (Gasverbrauchseinrichtungen), 91/263/EWG
(Telekommunikationsendeinrichtungen), 92/42/EWG (mit
flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen beschickte neue Warm-
wasserheizkessel) und 73/23/EWG (elektrische Betriebsmittel
zur Verwendung innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen)
geänderten Fassung, die Richtlinie 89/336/EWG des Rates
vom 3. Mai 1989 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die elektromagnetische Verträglichkeit in
der durch die Richtlinie 93/68 geänderten Fassung und die
Richtlinie 1999/5/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 9. März 1999 über Funkanlagen und Telekommu-
nikationseinrichtungen und die gegenseitige Anerkennung ihrer
Konformität sind auf Alarmsysteme und -zentralen, insbesonde-
re solche, die Funkverbindungen nutzen, anwendbar. Nationale
Vorschriften, die die gleiche Materie regeln, müssen diesen
Richtlinien in den von diesen erfassten Bereichen zwingend
entsprechen.

2. Die Artikel 3 der geänderten Richtlinie 73/23, 5 der geänderten
Richtlinie 89/336 und 6 und 8 der Richtlinie 1999/5 stehen
nationalen Bestimmungen wie den im Ausgangsverfahren
fraglichen entgegen, die das Inverkehrbringen von Alarmsyste-
men und -zentralen, die den Bestimmungen dieser Richtlinien
genügen und mit der entsprechenden CE-Kennzeichnung verse-
hen sind, von einer vorherigen Genehmigung abhängig machen.

3. Die Artikel 28 EG und 30 EG sind dahin auszulegen, dass es
möglich sein muss, in einem Mitgliedstaat rechtmäßig her-
gestellte und in den Verkehr gebrachte Waren selbst dann,
wenn keine gemeinschaftlichen Harmonisierungsmaßnahmen
bestehen, in einem anderen Mitgliedstaat in den Verkehr zu
bringen, ohne dass sie zusätzlichen Kontrollen unterworfen
werden. Um gerechtfertigt zu sein, muss eine nationale Rege-
lung, die solche Kontrollen vorschreibt, unter eine der in
Artikel 30 EG vorgesehenen Ausnahmen fallen oder einem in
der Rechtsprechung des Gerichtshofes anerkannten zwingenden
Erfordernis entsprechen; in beiden Fällen muss sie geeignet sein,
die Verwirklichung des verfolgten Zieles zu gewährleisten, und
darf nicht über das hinausgehen, was zur Erreichung dieses
Zieles erforderlich ist.

4. Ein Mitgliedstaat, der einen Rechtfertigungsgrund für eine
Beschränkung des freien Warenverkehrs geltend macht, muss
konkret dartun, dass ein Grund des Allgemeininteresses vorliegt,
dass die fragliche Beschränkung erforderlich ist und dass sie
hinsichtlich des verfolgten Zieles verhältnismäßig ist.

(1) ABl. C 68 vom 16.3.2002.




